
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Kontrolle und Beschlagnahme von Gefangenenpost im Zuständigkeitsbereich 
der Staatsanwaltschaft Augsburg seit 2000

Schriftverkehr von Gefangenen kann im Straf- und Untersuchungshaftvollzug aus Si-
cherheits- oder Verfahrensgründen kontrolliert werden. Zugleich müssen Grundrechte, 
Verteidigungsrechte, Petitionsrechte und das Recht auf Beschwerden gegen staat-
liches Handeln gewahrt bleiben. Von besonderem öffentlichen Interesse ist daher, wie 
häufig Schreiben von Gefangenen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg beschlagnahmt, nicht weitergeleitet oder an Staatsanwaltschaften zur Prü-
fung weitergegeben werden, insbesondere wenn sie Kritik, Vorwürfe oder beleidigende 
Äußerungen gegenüber Justizbehörden enthalten.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Kontrolle von Gefangenenpost im Zuständigkeitsbereich Augsburg 
seit 2000  �   4

1.1	 Wie viele Fälle kontrollierter Gefangenenpost wurden seit dem Jahr 2000 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg dokumen-
tiert?  �   4

1.2	 Wie viele Schreiben wurden zurückgehalten, beschlagnahmt oder 
nicht weitergeleitet?  �   4

1.3	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Justizvollzugsanstalten im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg und Jahren?  �   4

2.		 Gründe für Zurückhaltung oder Beschlagnahme  �   4

2.1	 Aus welchen Gründen wurden Schreiben von Gefangenen im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg zurückgehalten 
oder beschlagnahmt?  �   4

2.2	 Wie viele Fälle betrafen Sicherheitsbelange, Verdunkelungsgefahr, 
Beleidigungen, Drohungen oder mögliche Straftaten?  �   4

2.3	 Wie viele Fälle betrafen Schreiben mit Kritik an Gerichten, Staats-
anwaltschaften, Justizvollzugsanstalten oder sonstigen Behörden im 
Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   4

3.		 Schreiben an öffentliche Stellen und Abgeordnete  �   4
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3.1	 Wie viele zurückgehaltene oder kontrollierte Schreiben aus dem Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg waren an Ge-
richte, Staatsanwaltschaften, Ministerien, Abgeordnete, Petitionsaus-
schüsse oder Medien gerichtet?  �   4

3.2	 In wie vielen Fällen wurde Post an den Landtag oder den Petitions-
ausschuss im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg 
kontrolliert, geöffnet, verzögert oder beanstandet?  �   5

3.3	 Welche besonderen Schutzvorschriften gelten für solche Schreiben?  �   5

4.		 Weiterleitung an Staatsanwaltschaften  �   5

4.1	 In wie vielen Fällen wurden Schreiben von Gefangenen aus dem Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wegen möglicher 
Straftaten an die Staatsanwaltschaft Augsburg oder eine andere 
Staatsanwaltschaft weitergeleitet?  �   5

4.2	 Wie viele Ermittlungsverfahren wurden aufgrund solcher Schreiben 
eingeleitet?  �   5

4.3	 Wie viele dieser Verfahren betrafen Beleidigung, üble Nachrede, Ver-
leumdung, Bedrohung oder sonstige Äußerungsdelikte gegenüber 
Justizangehörigen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg?  �   5

5.		 Abgrenzung zwischen Kritik und Straftat  �   5

5.1	 Nach welchen Maßstäben wird im Zuständigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft Augsburg zwischen zulässiger Kritik, Beschwerde, Pe-
tition und strafbarer Äußerung unterschieden?  �   5

5.2	 Welche Schulungen oder Leitlinien bestehen für Bedienstete im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg zur Bewertung 
solcher Schreiben?  �   5

5.3	 Wie wird verhindert, dass berechtigte Beschwerden oder Petitionen 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg 
wegen scharfer Formulierungen faktisch unterbunden werden?  �   5

6.		 Rechtsmittel und Beanstandungen  �   6

6.1	 Wie viele Beschwerden oder gerichtliche Verfahren betrafen seit dem 
Jahr 2000 zurückgehaltene oder beschlagnahmte Gefangenenpost 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   6

6.2	 Wie oft wurde die Zurückhaltung, Beschlagnahme oder Nichtweiter-
leitung nachträglich beanstandet?  �   6

6.3	 Wie stellt sich die Beanstandungsquote im Zuständigkeitsbereich der 
Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt dar?  �   6

7.		  Kosten und organisatorischer Aufwand  �   6
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7.1	 Welche Personal- und Sachkosten entstehen jährlich durch Kontrolle, 
Prüfung und Dokumentation von Gefangenenpost im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   6

7.2	 Welche Kosten entstanden durch Beschwerden, gerichtliche Verfahren 
oder Ermittlungsverfahren aufgrund zurückgehaltener Schreiben aus 
dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   6

7.3	 Wie hoch ist der durchschnittliche Bearbeitungsaufwand pro be-
anstandetem Schreiben?  �   6

8.		 Bewertung, Vergleich und Qualitätssicherung  �   7

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob 
Personalmangel, Arbeitsbelastung oder organisatorische Defizite im 
Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg Einfluss auf 
die Bearbeitung und Bewertung von Gefangenenpost haben?  �   7

8.2	 Wie stellt sich die Zahl zurückgehaltener, beschlagnahmter, nicht 
weitergeleiteter oder später beanstandeter Schreiben im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu Bayern 
insgesamt dar?  �   7

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg, um unzulässige Eingriffe in Schriftverkehr, Petitionsrechte und 
Beschwerderechte von Gefangenen möglichst frühzeitig zu erkennen 
und zu vermeiden?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Kontrolle von Gefangenenpost im Zuständigkeitsbereich Augsburg 
seit 2000

1.1	 Wie viele Fälle kontrollierter Gefangenenpost wurden seit dem 
Jahr 2000 im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg dokumentiert?

1.2	 Wie viele Schreiben wurden zurückgehalten, beschlagnahmt oder 
nicht weitergeleitet?

1.3	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Justizvollzugsanstalten im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg und Jahren?

2.		 Gründe für Zurückhaltung oder Beschlagnahme

2.1	 Aus welchen Gründen wurden Schreiben von Gefangenen im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg zurückgehalten 
oder beschlagnahmt?

2.2	 Wie viele Fälle betrafen Sicherheitsbelange, Verdunkelungsgefahr, 
Beleidigungen, Drohungen oder mögliche Straftaten?

2.3	 Wie viele Fälle betrafen Schreiben mit Kritik an Gerichten, Staats-
anwaltschaften, Justizvollzugsanstalten oder sonstigen Behörden 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?

Die Fragen 1.1 bis 2.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staatsanwalt-
schaften, Gerichte und Justizvollzugsanstalten möglich. Auch unter Berücksichtigung 
der großen Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des 
Landtags wäre der hiermit verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

3.		 Schreiben an öffentliche Stellen und Abgeordnete

3.1	 Wie viele zurückgehaltene oder kontrollierte Schreiben aus dem 
Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg waren an 
Gerichte, Staatsanwaltschaften, Ministerien, Abgeordnete, Petitions-
ausschüsse oder Medien gerichtet?
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3.2	 In wie vielen Fällen wurde Post an den Landtag oder den Petitions-
ausschuss im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg kontrolliert, geöffnet, verzögert oder beanstandet?

3.3	 Welche besonderen Schutzvorschriften gelten für solche Schreiben?

Die Fragen 3.1 bis 3.3 werden zusammen beantwortet.

Die Kommunikation von Untersuchungsgefangenen mit den in § 119 Abs. 4 Straf-
prozessordnung (StPO) und Art. 19 Abs. 3 Bayerisches Untersuchungshaftvollzugs-
gesetz (BayUVollzG) i. V. m. Art. 32 Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Strafvollzugsgesetz 
(BayStVollzG) genannten Stellen wird grundsätzlich nicht überwacht.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 2.3 Bezug genommen.

4.		 Weiterleitung an Staatsanwaltschaften

4.1	 In wie vielen Fällen wurden Schreiben von Gefangenen aus dem 
Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wegen 
möglicher Straftaten an die Staatsanwaltschaft Augsburg oder eine 
andere Staatsanwaltschaft weitergeleitet?

4.2	 Wie viele Ermittlungsverfahren wurden aufgrund solcher Schreiben 
eingeleitet?

4.3	 Wie viele dieser Verfahren betrafen Beleidigung, üble Nachrede, Ver-
leumdung, Bedrohung oder sonstige Äußerungsdelikte gegenüber 
Justizangehörigen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg?

5.		 Abgrenzung zwischen Kritik und Straftat

5.1	 Nach welchen Maßstäben wird im Zuständigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft Augsburg zwischen zulässiger Kritik, Beschwerde, 
Petition und strafbarer Äußerung unterschieden?

5.2	 Welche Schulungen oder Leitlinien bestehen für Bedienstete im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg zur Bewertung 
solcher Schreiben?

5.3	 Wie wird verhindert, dass berechtigte Beschwerden oder Petitionen 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg 
wegen scharfer Formulierungen faktisch unterbunden werden?
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6.		 Rechtsmittel und Beanstandungen

6.1	 Wie viele Beschwerden oder gerichtliche Verfahren betrafen seit dem 
Jahr 2000 zurückgehaltene oder beschlagnahmte Gefangenenpost 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?

6.2	 Wie oft wurde die Zurückhaltung, Beschlagnahme oder Nichtweiter-
leitung nachträglich beanstandet?

6.3	 Wie stellt sich die Beanstandungsquote im Zuständigkeitsbereich 
der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt 
dar?

7.		  Kosten und organisatorischer Aufwand

7.1	 Welche Personal- und Sachkosten entstehen jährlich durch Kontrolle, 
Prüfung und Dokumentation von Gefangenenpost im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?

7.2	 Welche Kosten entstanden durch Beschwerden, gerichtliche Verfahren 
oder Ermittlungsverfahren aufgrund zurückgehaltener Schreiben aus 
dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg?

7.3	 Wie hoch ist der durchschnittliche Bearbeitungsaufwand pro be-
anstandetem Schreiben?

Die Fragen 4.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Schreiben an und von Untersuchungsgefangenen können nach Maßgabe von Art. 20 
Abs. 1 und 5 BayUVollzG sowie von § 119 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 7 StPO insbesondere 
angehalten werden, wenn ihr Inhalt geeignet ist, den Zweck der Untersuchungshaft zu 
gefährden, etwa durch unzulässige Beeinflussung von Zeugen oder sonstige unzulässige 
Einwirkung auf das Strafverfahren. Schreiben oder Ablichtungen von Schreiben, die 
aufgrund ihres Inhalts als Beweismittel in einem Strafverfahren in Betracht kommen, 
können nach Maßgabe von §§ 94, 98 StPO sichergestellt oder beschlagnahmt werden.

Gegen die Beschlagnahme oder Anhaltung kann nach Maßgabe von §§ 98 Abs. 2 
Satz 2, 119 Abs. 5 Satz 1, 119a Abs. 1 Satz 1, 304 ff StPO Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung gestellt bzw. Beschwerde eingelegt werden.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 2.3 Bezug genommen.
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8.		 Bewertung, Vergleich und Qualitätssicherung

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob 
Personalmangel, Arbeitsbelastung oder organisatorische Defizite 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg Einfluss 
auf die Bearbeitung und Bewertung von Gefangenenpost haben?

Die Staatsanwaltschaften und Gerichte sowie der Justizvollzug in Bayern sind sehr 
leistungsfähig. Erkenntnisse im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor.

8.2	 Wie stellt sich die Zahl zurückgehaltener, beschlagnahmter, nicht 
weitergeleiteter oder später beanstandeter Schreiben im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu Bayern 
insgesamt dar?

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg, um unzulässige Eingriffe in Schriftverkehr, Petitionsrechte und 
Beschwerderechte von Gefangenen möglichst frühzeitig zu erkennen 
und zu vermeiden?

Die Fragen 8.2 und 8.3 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu den Fragen 4.1 bis 7.3 wird Bezug genommen.

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite 7 / 8 Drucksache 19 / 12891



Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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